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I. Einleitung 

Gemäß § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV1 ist die Laufzeit von 
Wärmelieferungsverträgen auf zehn Jahre begrenzt. Wird der 
Vertrag nicht von einer der Parteien mit einer Frist von neun 
Monaten vor Ablauf der Vertragsdauer gekündigt, gilt eine 
Verlängerung um jeweils weitere fünf Jahre als vereinbart.

Die Vertragslaufzeit bedarf einer Konkretisierung im Wärme-
lieferungsvertrag. § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV darf nicht dahin 
missverstanden werden, dass die Vorschrift zwingend eine zehn-
jährige Vertragslaufzeit vorgibt.2 Die Parteien sind vielmehr 
frei, auch eine abweichende Laufzeit zu vereinbaren. Enthält 
der Vertrag keine Laufzeitregelung, gilt nicht etwa ersatzwei-
se die zehnjährige Laufzeit. Vielmehr ist der Vertrag auf un-
bestimmte Zeit geschlossen und kann von jeder Partei nach den 
allgemeinen für Dauerschuldverhältnisse geltenden Regeln 
gekündigt werden.3

Die vertragliche Laufzeitregelung ist von zentraler Bedeutung, 
weil der Wärmelieferungsvertrag während der vereinbarten 
Laufzeit im Regelfall nicht ordentlich, sondern nur aus wich-
tigem Grund außerordentlich kündbar ist.

II. Hintergrund

Die Laufzeitregelung in § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV wurde 
mit Erlass der Verordnung im Jahr 1980 eingeführt. Sie führte 
erstmals zu einer Begrenzung der in der Fernwärmeversor-
gung bis dahin üblichen Vertragslaufzeiten. Zuvor waren Lauf-
zeiten von mehreren Jahrzehnten sowie zeitlich unbegrenzte 
Verträge („Ewigkeitsverträge“) rechtlich zulässig und in der 
Praxis weit verbreitet.4 

Markant ist in diesem Zusammenhang das Urteil des Bundes-
gerichtshofs vom 7. 5. 1975.5 Darin hatte das Gericht entschieden, 
dass bei Fernwärmeversorgungsverträgen das Recht zur ordent-
lichen Kündigung ohne zeitliche Begrenzung ausgeschlossen 
werden könne. Zur Begründung stützte sich das Gericht auf den 
Grundsatz der Vertragsfreiheit, der es den Parteien ermögliche, 
rechtsgeschäftliche Bindungen auch über lange Zeiträume ein-
zugehen, sowie auf das berechtigte Interesse des Versorgungs-
unternehmens, den erheblichen Investitionsaufwand in den 
Aufbau der Fernwärmeversorgung amortisieren zu können.

Vor diesem Hintergrund sah § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV in 
seiner Ursprungsfassung vor, dass die Laufzeitbegrenzung nur 
auf Verträge zur Anwendung gelangte, die nach Inkrafttreten der 
Verordnung zustande kamen. Die über zehn Jahre hinausgehen-
den Altverträge blieben durch die Neuregelung unberührt. 
Die Rechtmäßigkeit dieser Ungleichbehandlung von Alt- und 
Neuverträgen wurde im Jahr 1987 höchstrichterlich bestätigt.6 

Erst im Zuge der Novelle der AVBFernwärmeV7 im Jahr 2010 
hob der Verordnungsgeber die Privilegierung für Altverträge 
auf. Seitdem gilt die Laufzeitbegrenzung auf zehn Jahre für alle 
Wärmelieferungsverträge, unabhängig vom Zeitpunkt ihres 
Abschlusses.

Heute wird § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV eher als Laufzeit-
privileg denn als Laufzeitbegrenzung wahrgenommen. Während 
die Laufzeit von Sonderkundenverträgen im Strom- und Gas-
sektor durch das AGB-Recht (§ 309 Nr. 9 lit. a BGB) auf zwei 
Jahre begrenzt ist, eröffnet die Vorschrift dem Wärmelieferanten 
die Möglichkeit, eine Vertragslaufzeit von bis zu zehn Jahren 
zu vereinbaren.
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In solchen Fällen fehlt es an dem für § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV 
maßgeblichen Amortisationsinteresse des Wärmelieferanten; 
die Laufzeitregelung findet auf Betriebsführungs-Contracting 
ohne erhebliches Eigeninvestment daher keine Anwendung.

IV. Bestimmtheit der Vertragslaufzeit

Die Wirksamkeit einer Laufzeitregelung nach § 32 Abs. 1 
AVBFernwärmeV setzt voraus, dass Beginn und Ende der ver-
traglichen Bindung für den Kunden eindeutig bestimmbar sind.10 
Der Kunde muss anhand der vertraglichen Regelung in der 
Lage sein, den Beginn der Vertragslaufzeit und das Ende der 
Vertragsbindung taggenau zu bestimmen. Nur unter dieser 
Voraussetzung kann er zuverlässig beurteilen, bis zu welchem 
Zeitpunkt ihm eine ordentliche Kündigung eröffnet ist.

Bei Wärmelieferungsverträgen fallen der Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses und der Beginn der Wärmelieferung regelmäßig 
nicht zusammen. Insbesondere bei neu zu errichtenden Anlagen 
können zwischen Vertragsunterzeichnung und Aufnahme der 
Wärmelieferung längere Planungs-, Genehmigungs- und Er-
richtungsphasen liegen. Würde die Vertragslaufzeit ungeachtet 
dessen bereits mit dem Vertragsschluss beginnen, würde sich 
die effektive Laufzeit der Wärmelieferung entsprechend ver-
kürzen. Dies stünde im Widerspruch zu dem mit § 32 Abs. 1 
AVBFernwärmeV verfolgten Zweck, dem Wärmelieferanten 
eine hinreichend lange Vertragsbindung zur Amortisation seiner 
Investitionen zu eröffnen.

Vor diesem Hintergrund ist es zulässig, den Beginn der Vertrags-
laufzeit an ein objektiv feststellbares Ereignis zu knüpfen. Eine 
solche vertragliche Gestaltung kann insbesondere vorsehen, den 
Laufzeitbeginn an die tatsächliche Aufnahme der Wärmeliefe-
rung zu knüpfen, wobei dieser Zeitpunkt durch ein entsprechen-
des Inbetriebnahmeprotokoll dokumentiert wird. Entscheidend 
ist, dass der maßgebliche Zeitpunkt für den Kunden eindeutig 
feststeht und nachträglich nicht einseitig disponibel ist.

Fehlt es dagegen an einer klaren Festlegung des Laufzeitbeginns, 
kann der Kunde das Vertragsende nicht zuverlässig berechnen. 
Eine solche Unklarheit geht zu Lasten des Wärmelieferanten 
und kann zur Unwirksamkeit der Laufzeitregelung führen.

Für diese rechtliche Besserstellung der Wärmeversorgung 
gegenüber Strom und Gas besteht ein sachlicher Grund: Strom- 
und Gasnetze sind bundesweit miteinander vermascht. Strom- 
und Gaslieferanten steht somit ein bundesweiter Markt zur 
Verfügung. Kundenverluste an einer Stelle des Netzes kön-
nen durch Kundenzugewinne an anderer Stelle des Netzes 
kompensiert werden.

Wärmenetze sind demgegenüber räumlich begrenzte „Inselnetze“. 
Wärme lässt sich nicht über große Entfernungen transpor-
tieren. Der Wärmelieferant ist damit zur Sicherstellung der 
Amortisation seiner Investitionen in besonderem Maße auf den 
langfristigen Erhalt seines Kundenstamms angewiesen. 

III. Anwendbarkeit auf Nahwärme und Contracting

Die Laufzeitregelung des § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV gilt 
nicht nur für die klassische Fernwärmeversorgung, bei der 
die Wärme in einem zentralen Heizwerk erzeugt und über ein 
großflächiges Leitungsnetz zum Kunden transportiert wird. Sie 
erfasst ebenso die Nahwärmeversorgung sowie Contracting-
Fallgestaltungen, bei denen die Wärmeerzeugung in räum-
licher Nähe zum Kunden oder unmittelbar im zu versorgenden 
Objekt erfolgt.

Das hat der Bundesgerichtshof bereits mit Urteil vom 25. 10. 
19898 klargestellt. Der Leitsatz dieser Entscheidung lautet: 

„Wird aus einer nicht im Eigentum des Gebäudeeigentümers 
stehenden Heizungsanlage von einem Dritten nach unterneh-
menswirtschaftlichen Gesichtspunkten eigenständig Wärme 
produziert und an andere geliefert, so handelt es sich um Fern-
wärme. Auf die Nähe der Anlage zu dem versorgten Gebäude 
oder das Vorhandensein eines größeren Leitungsnetzes kommt 
es nicht an.“

Der vom Bundesgerichtshof zugrunde gelegte weite, funktio-
nale Fernwärmebegriff setzt voraus, dass die Wärmelieferung 
unternehmensmäßig durch einen Dritten erfolgt und greift 
nicht in Konstellationen, in denen sich die Tätigkeit des Dritten 
auf die technische Betriebsführung der Anlage beschränkt, ohne 
dass erhebliche Investitionen getätigt worden sind.

Das hat der Bundesgerichtshof für Betriebsführungsmodelle 
mit Urteil vom 21. 12. 20119 ausdrücklich bestätigt. Der Leit-
satz dieser Entscheidung lautet:

„Um die Lieferung von Fernwärme handelt es sich nur dann, 
wenn der Energieversorger oder Energiedienstleister hohe In-
vestitionen vorzunehmen hat, um seine Vertragspflicht zur Wär-
melieferung erfüllen zu können. Hieran fehlt es regelmäßig, 
wenn der Energieversorger oder Energiedienstleister sich im 
Wesentlichen lediglich dazu verpflichtet, eine bereits vorhan-
dene, im Eigentum des Kunden stehende funktionstüchtige 
Heizungsanlage für ein symbolisches Entgelt anzupachten, zu 
warten und zu betreiben.“
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V. Kündigungsfrist nach § 32 Abs. 1 Satz 2  
AVBFernwärmeV

Gemäß § 32 Abs. 1 Satz 2 AVBFernwärmeV verlängert sich 
der Wärmelieferungsvertrag jeweils um weitere fünf Jahre, 
wenn er nicht von einer der Vertragsparteien mit einer Frist 
von neun Monaten vor Ablauf der vereinbarten Vertragsdau-
er gekündigt wird. Die Norm verknüpft die Verlängerung 
der Vertragslaufzeit mit einer fest vorgegebenen Kündigungs-
frist.

Die Länge der Kündigungsfrist von neun Monaten erscheint 
auf den ersten Blick ungewöhnlich lang. Sie erweist sich je-
doch bei näherer Betrachtung als sachgerecht und im Ergebnis 
kundenfreundlich. Der Kunde benötigt regelmäßig einen er-
heblichen zeitlichen Vorlauf, um sich nach einer Kündigung 
auf eine alternative Wärmeversorgung einzustellen. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn anstelle der bisherigen Wärmeliefe-
rung eine eigene Wärmeerzeugungsanlage geplant, beauftragt 
und installiert werden muss oder bauliche Anpassungen am 
Gebäude erforderlich sind.

Eine kürzere Kündigungsfrist kann den Kunden daher faktisch 
unter Zeitdruck setzen und seine Dispositionsfreiheit eher ein-
schränken als erweitern. Die gesetzliche Kündigungsfrist trägt 
dem Umstand Rechnung, dass die Umstellung der Wärme-
versorgung – anders als etwa ein Lieferantenwechsel im Strom- 
oder Gasbereich – regelmäßig mit technischen, baulichen und 
organisatorischen Vorbereitungen verbunden ist, die sich nicht 
kurzfristig realisieren lassen.

VI. Abweichende Laufzeitregelungen nach § 1 Abs. 3 
AVBFernwärmeV

1. Voraussetzungen und Reichweite

Eine Überschreitung der in § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV vor-
gesehenen Höchstlaufzeit von zehn Jahren kommt nur unter 
den engen Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 AVBFernwärmeV 
in Betracht. Danach können vom Regelwerk der Verordnung 
abweichende Vertragsbedingungen vereinbart werden, wenn 
der Wärmelieferant dem Kunden zuvor den Abschluss eines Ver-
trages zu den allgemeinen Bedingungen der AVBFernwärmeV 
angeboten hat und der Kunde mit den Abweichungen aus-
drücklich einverstanden ist. Auf die abweichenden Bedingungen 
findet in diesem Fall das Recht der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen Anwendung.

Die Rechtsprechung hat auf dieser Grundlage auch Vertrags-
laufzeiten gebilligt, die über die in § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV 
vorgesehene Zehnjahresgrenze hinausgehen.11 In Einzelfällen 
sind dabei Laufzeiten von 15 Jahren und auch von 20 Jahren 
als zulässig angesehen worden. 

Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen der Vor-
aussetzungen aus § 1 Abs. 3 AVBFernwärmeV liegt nach den 

allgemeinen Grundsätzen beim Wärmelieferanten. Er hat im 
Streitfall darzulegen und zu beweisen, dass ein Angebot zu 
den allgemeinen Bedingungen der AVBFernwärmeV unter-
breitet wurde und der Kunde den abweichenden Regelungen 
ausdrücklich zugestimmt hat. Hieran sind strenge Anforderun-
gen zu stellen, da § 1 Abs. 3 AVBFernwärmeV eine Ausnahme 
von dem grundsätzlich zwingenden Charakter der Verordnung 
darstellt.

2. Rechtsfolgen eines Verstoßes

Entspricht eine über zehn Jahre hinausgehende Vertragslauf-
zeit nicht den Anforderungen des § 1 Abs. 3 AVBFernwärmeV 
oder kann der Wärmelieferant diese Anforderungen im Streit-
fall nicht nachweisen, ist die vereinbarte Laufzeitregelung un-
wirksam. Der Vertrag fällt in diesem Fall nicht etwa auf die 
zulässige Höchstlaufzeit von zehn Jahren zurück.12

Vielmehr gilt der Wärmelieferungsvertrag als auf unbestimmte 
Zeit geschlossen. Er ist dann von jeder Vertragspartei unter 
Beachtung der allgemeinen für Dauerschuldverhältnisse gel-
tenden Regeln kündbar. Für den Wärmelieferanten bedeutet 
dies den vollständigen Verlust der durch § 32 Abs. 1 AVBFern-
wärmeV intendierten langfristigen Bindungswirkung und da-
mit ein erhebliches wirtschaftliches Risiko, insbesondere im 
Hinblick auf die Amortisation getätigter Investitionen.

VII. Reformbestrebungen

1. Geplante Änderungen des § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV

Im Rahmen der geplanten Reform der AVBFernwärmeV ist 
auch eine Änderung der Laufzeitregelung in § 32 Abs. 1 AVB-
FernwärmeV vorgesehen. Die bislang vorliegenden Refe-
rentenentwürfe des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie (BMWE)13 verfolgen dabei im Grundsatz vergleich-
bare Zielsetzungen, unterscheiden sich jedoch in der konkreten 
Ausgestaltung. 

11	 OLG Köln, Urt. v. 12. 11. 2014 – I-5 U 28/14, CuR 2014, 180 [ juris Rdnr. 24 f f.]; 
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Gleichwohl zeigen die Reformüberlegungen eine deutliche 
Fokussierung auf die klassische Fernwärmeversorgung. Die in 
den früheren Referentenentwürfen angelegten Differenzierun-
gen nach neu hergestellten Hausanschlüssen und wesentlichen 
Leistungserhöhungen sind ersichtlich aus der Perspektive der 
leitungsgebundenen Fernwärmeversorgung entwickelt wor-
den. Die Besonderheiten von Contracting-Fallgestaltungen, bei 
denen die Wärmeerzeugung regelmäßig im oder unmittelbar 
am versorgten Objekt erfolgt und Investitionen von Beginn an 
objektspezifisch angelegt sind, bleiben demgegenüber weit-
gehend unberücksichtigt. 

Dadurch wird das Contracting weniger als eigenständiges Ver-
sorgungsmodell wahrgenommen, sondern primär durch die 
Brille der klassischen Fernwärme mitgedacht, was den Besonder-
heiten dieser Versorgungsform nur eingeschränkt gerecht wird.

VIII. Schlussbemerkung

Die Laufzeitregelung in § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV hat sich in 
der Praxis bewährt. Sie schafft einen ausgewogenen Ausgleich 
zwischen dem Interesse des Wärmelieferanten an einer hinrei-
chenden Absicherung seiner Investitionen und dem Bedürfnis 
des Kunden nach zeitlich begrenzter Bindung und verlässlichen 
Kündigungsmöglichkeiten. Der Bundesgerichtshof hat dieses 
Regelungsregime weiter geschärft und ihm klare Konturen 
verliehen. Hervorzuheben sind hier das Urteil vom 25. 10. 1989, 
in dem klargestellt wurde, dass das Contracting ebenfalls der 
AVBFernwärmeV unterfällt, sowie das Urteil vom 21. 12. 2011, 
mit dem reine Betriebsführungsmodelle vom Anwendungs-
bereich der Verordnung ausgeschlossen wurden.

Insgesamt ist dadurch ein rechtssicherer Rahmen entstanden, der 
eine sach- und interessengerechte Vertragsgestaltung ermöglicht. 
Aus praktischer Sicht besteht daher keine Notwendigkeit, die 
bestehenden Laufzeit- und Kündigungsregelungen grundlegend 
in Frage zu stellen.

Im Referentenentwurf vom 25. 7. 202214 war vorgesehen, eine 
Vertragslaufzeit von bis zu zehn Jahren nur noch bei neu herge-
stellten Hausanschlüssen und bei einer wesentlichen Erhöhung 
der vereinbarten Fernwärmeleistung zuzulassen. In allen übrigen 
Fällen sollte die zulässige Vertragslaufzeit auf höchstens fünf 
Jahre begrenzt sein. Zugleich sah der Entwurf eine Verkürzung 
der Kündigungsfrist von neun auf sechs Monate vor. Die auto-
matische Vertragsverlängerung sollte grundsätzlich weiterhin 
fünf Jahre betragen, bei Verträgen mit Verbrauchern im Sinne 
des § 13 BGB jedoch auf zwei Jahre reduziert werden.

Der Referentenentwurf vom 25. 7. 202415 hielt an diesem Rege-
lungsansatz im Wesentlichen fest. Ergänzend wurde klargestellt, 
dass eine Erhöhung der vereinbarten Wärmeleistung insbe-
sondere dann als wesentlich anzusehen ist, wenn sie investive 
Maßnahmen auslöst. Zudem sollte der Wärmelieferant ver-
pflichtet werden, die Vertragsverlängerung unter Hinweis auf 
die bestehende Kündigungsmöglichkeit ein Jahr im Voraus 
anzukündigen.

Im Referentenentwurf vom 28. 11. 202416 ruderte das BMWE 
hingegen ein Stück weit zurück. Danach soll die zulässige Ver-
tragslaufzeit – wie im geltenden Recht – weiterhin höchstens 
zehn Jahre betragen; eine Herabsetzung auf fünf Jahre ist nicht 
mehr vorgesehen. Auf das Erfordernis neu hergestellter Haus-
anschlüsse oder einer wesentlichen Erhöhung der Wärmeleistung 
kommt es folglich nicht mehr an. Wie bereits in den Vorent-
würfen vorgesehen, soll die Kündigungsfrist sechs Monate 
betragen und die automatische Vertragsverlängerung grund-
sätzlich fünf Jahre umfassen, bei Verträgen mit Verbrauchern 
(§ 13 BGB) jedoch auf höchstens zwei Jahre begrenzt sein, ver-
bunden mit der Pflicht des Wärmelieferanten, die Verlängerung 
ein Jahr im Voraus anzukündigen.

Die Entwicklung der Referentenentwürfe lässt vermuten, dass 
sich die Neufassung der AVBFernwärmeV bislang noch in einem 
offenen Abstimmungsprozess befindet. Neben der fortdau-
ernden Ressortabstimmung innerhalb der Bundesregierung ist 
auch die Beteiligung des Bundesrates zu berücksichtigen, so 
dass im weiteren Verordnungsgebungsverfahren mit weiteren 
Änderungen zu rechnen ist.

2. Einordnung der Reformüberlegungen

Sollte es bei dem im Referentenentwurf vom 28. 11. 2024 
vorgesehenen Regelungskonzept verbleiben, hielten sich die 
praktischen Auswirkungen der Reform sowohl für die klas-
sische Fernwärmeversorgung als auch für Contracting-Fall-
gestaltungen in Grenzen. Die Beibehaltung einer maximalen 
Vertragslaufzeit von zehn Jahren entspricht dem geltenden 
Recht und wahrt grundsätzlich die erforderliche Planungs- 
und Investitionssicherheit. Die vorgesehene Verkürzung der 
Kündigungsfrist auf sechs Monate sowie die Sonderregelung 
für Verträge mit Verbrauchern (§ 13 BGB) stellen für sich 
genommen keine strukturelle Belastung der bestehenden Ver-
sorgungsmodelle dar.

14	 Referentenentwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung über All-

gemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme, Stand: 25. 7. 2022, 

bekannt gemacht u. a. über das Mitgliederrundschreiben des Forum Contracting 

Nr. 11/2022 vom 26. 7. 2022.

15	 Referentenentwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung über All-

gemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme und zur Aufhebung 

der Verordnung über die Verbrauchserfassung und Abrechnung bei der Ver-

sorgung mit Fernwärme oder Fernkälte, Stand: 25. 7. 2024, abrufbar unter 

www.bundeswirtschaftsministerium.de [zuletzt abgerufen am 14. 12. 2025], be-

kannt gemacht u. a. über das Mitgliederrundschreiben des Forum Contracting 

Nr. 18/2024 vom 30. 7. 2024.

16	 Referentenentwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung über All-

gemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme und zur Aufhebung der 

Fernwärme- oder Fernkälte-Verbrauchserfassungs- und -Abrechnungsverord-

nung, Stand: 28. 11. 2024. Der Entwurf ist nicht formell veröffentlicht.




